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dement. — Ebenſo Abg. v. 


Hohenſolms-Lich. Verſtorben iſt das langjährige 


ehrt das Andenken des Verſtorbenen durch Erheben 
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WERE Rare 


Laudtags⸗Verhaudlungen. 
Herrenhaus. 
8. Sitzung vom 8. Februar. 

Am Miniſtertiſch Vicepräſtdent des Staats- 
miniſteriums Graf zu Stolberg⸗Wernigerode, Mi⸗ 
niſter Dr. Friedberg, v. Puttkamer und mehrere 
Regierungskommiſſarſen. 

Präſtdent Herzog v. Ratibor eroͤffnet die 
Sitzung um 27/ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 
lungen. 

Neu in das Haus getreten iſt Fürſt zu Solms⸗ 


Mitglied Oberbürgermeiſter Gobbin. Das Haus 


von den Sitzen. 
Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 
einmalige Schlußberathung über den 32. Bericht 


der Staatsſchuldenkommiſſion betreffend die Ver- 


waltung des Staatsſchuldenweſens im Rechnungs- 
jahre vom 1. April 1879 80. 

Ber Bericht wird auf Antrag des Referenten 
Graf v. d. Schulenburg⸗Angern durch 
Zugleich wird 


Es folgt die einmalige Schlußberathung über 
den Rechenſchaftsbericht betreffend die Verwendung 
der flüſſig gemachten Beſtände der im $ 94 der 
Hinterlegungsordnung bezeichneten Fonds für die 
Zeit vom 1. Oktober 1879/80. 

Deäeerſelbe wird auf Antrag des Berichterſtat⸗ 
ers Frhrn. v. Tettau dadurch erledigt, daß er 
fie geführt erklärt wird. 

Der letzte Gegenſtand der Tagesordnung, der 
Geſetzentwurf betreffend die Erweiterung, Umwand- 
lung und Neuerrichtung von Wittwen- und Wai⸗ 


ſen⸗Kaſſen für Elementarlehrer wird ohne Diskuſ⸗ 


ſion, gemäß den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhau⸗ 
ſes, genehmigt. 

Die dazu vorliegenden Petitionen werden durch 
dieſen Beſchluß für erledigt erklärt. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. 

Tagesordnung: Zuſtändigkeitsgeſetz. 

Schluß 3 Uhr. 


Abgeordnetenhaus. 
56. Sitzung vom 8. Februar. 

Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 
am 11 Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg und 
zwei Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

J. Fortſetzung der zweiten Berathung über 
die Novelle zur Kreisordnung für die öſtlichen 
Provinzen. 

Die Beſchlüſſe der Kommiſſion von § 7 bis 
$ 54 werden genehmigt. 

§ 54a beſtimmt, analog einem vom Abge- 
ordnetenhauſe bei Berathung des neu vorgelegten 
Zuſtändigkeitsgeſetzes auf dem Gebiete der ſtädti⸗ 
ſchen und ländlichen Kommunalverwaltung — 88 
8 und 22 — ſchon angenommenen Grundſatze, daß 
der Amtsvorſteher Beſchlüſſe des Amtsausſchuſſes, 
welche deſſen Befugniſſe überſchreiten oder die Ge- 
ſetze verletzen, zu beanſtanden hat, und daß hier⸗ 
gegen dem Amtsausſchuſſe die Verwaltungsklage 
beim Kreisausſchuſſe zuſteht. 

Abg. Dirtchlet beantragt dagegen eine 
veränderte Faſſung, dahingehend, daß der Amts- 
vorſteher Beſchlüſſe des Amtsausſchuſſes, welche 
deſſen Befugniſſe überſchreiten, oder die Geſetze 
verletzen, auf Anweiſung der Aufſichtsbehoͤrde mit 
aufſchlebender Wirkung zu beanſtanden hat. Die 
Beanſtandung muß binnen 2 Wochen gerechtfertigt 
werden. 

Der Antragſteller rechtfertigt fein Amen⸗ 
dement damit, daß der Amtsausſchuß in eine über⸗ 
aus ungünſtige Lage gerathen würde, wenn er 
fortan die verſagende Verfügung mit einer ſeiner⸗ 
ſeits zu begründenden Klage angreifen ſollte, wäh⸗ 
rend er bisher nur genöthigt war, die Gründe in 
1 Klage des beanſtandenden Beamten zu wider- 
egen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulen- 
burg erklärt ſich unter Hinweis auf die Beſtim⸗ 
mungen des Zuſtändigkeitsgeſetzes gegen das Amen- 
Meyer - Arne- 
walde, welcher demſelben eine praktiſche Bedeu- 
tung nicht beizulegen vermag. Der Antrag 
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ſteller ängſtige ſich um Dinge, die gar nicht 
exiſtiren. 

Das Amendement wird abgelehnt und 8 54a 
unverändert genehmigt. 

Dem $ 74 der Kreisordnung beantragt die 
Kommiſſiou folgende veränderte Faſſung zu geben: 

„Der Landrath wird vom Könige ernannt. 
Der Kreistag iſt befugt, für die Beſetzung eines 
erledigten Landrathsamtes geeignete Perſonen in 
Vorſchlag zu bringen. — Geeignet zur Beklei⸗ 
dung der Stelle eines Landrathes find diejeni⸗ 
gen Perſonen, welche die Befähigung zum hö- 
heren Verwaltungs- oder Juſtizdienſt erlangt 
haben. Diejenigen Perſonen, welche von 
einem Kreistage vorgeſchlagen werden, ſind auch 
dann als geeignet zur Bekleidung der betreffen- 
den Landrathsſtelle zu erachten, wenn ſie ſeit 
mindeſtens einem Jahre dem Kreiſe durch 
Grundbeſitz und Wohnſitz angehören, und zu- 
gleich mindeſtens während eines vierjährigen Zeit- 
raumes: 

a) entweder als Referendare in der Juſtiz 

oder Verwaltung; 

b) oder in Selbſtverwaltungs-Aemtern der 

Kreiſe, des Bezirks oder der Provinz 
thätig geweſen ſind.“ 

Hierzu beantragen: 

1) Abg. v. Meyer: Den 8 74 wie folgt 
zu faſſen: „Der Landrath wird vom Könige er- 
nannt. Die Kreisverſammlung iſt jedoch befugt, 
für die Beſetzung des erledigten Landrathsamtes 
Vorſchläge zu machen. — Der § 16 des Geſetzes 
vom 11. März 1879 iſt aufgehoben.“ 

2) Abg. v. Heydebrand: Im Alinea 4 
ſtatt der Worte: „Diejenigen Perſonen, welche — 
wenn ſie“ zu ſagen: „Geeignet ſind ferner auch 
diejenigen Perſonen, welche u. ſ. w.“ 

Abg. v. Heydebrand befürwortet ſein en 
Antrag zur Annahme. Er bittet, dieſe Frage end- 
lich zum Abſchluſſe zu bringen, die ſich ſeit ge- 
raumer Zeit wie ein rother Faden durch die Ver⸗ 
handlungen beider Häuſer des Landtages zieht. 
Es ſei Pflicht des Hauſes, den Wechſel einzulöſen, 
der ſchon vor langer Zeit auf uns gezogen iſt. 
Die beſte Regelung wäre, ſtatt aller Beſtimmungen 
einfach zu ſagen: „Der Landrath wird vom Kö⸗ 
nige ernannt. Die Kreistage find befugt, Vor— 
ſchläge zu machen.“ Seine Partei habe das Ber- 
trauen, daß die Kreiſe und die Regierung dieſes 
weitgehende Recht in keiner Weiſe mißbrauchen 
werden, fie habe das Vertrauen, daß auch in Zu⸗ 
kunft als Erforderniß für die Qualifikation des 
Landrathes ſtets maßgebend fein werde eine um- 
faſſende wiſſenſchaſtliche Bildung, praktiſche Kennt- 
niß, Vertrauen in der Bevölkerung ꝛc.; mit der 
juriſtiſchen Durchbildung allein erlange man die 
Qualifikation zum Landrath noch nicht. Es ſei 
nothwendig, daß der Landrath im Kreiſe ange- 
ſeſſen iſt, er müßte mit den Kreiseingeſeſſenen gleiche 
Laſten und gleiche Pflichten tragen, und nicht ber- 
jenigen Selbſtſtändigkeit entbehren, welche ihn be- 
fähigt, die Intereſſen des Kreiſes nach oben und 
unten hin mit Nachdruck zu vertreten. Indeß han- 
dele es ſich um poſitive Vorſchläge der Kommiſſion, 
deren materiellen Inhalt er im Großen und 
Ganzen acceptiren könne. Nur in einem Punkte 
ſtehe die konſervative Partei demſelben entgegen 
und dieſem ſtelle ſie den von ihm eingebrachten 
Antrag gegenüber. Sie ſeien zu dieſem Antrage 
gelangt, weil ſie der Ueberzeugung ſeien, daß nur 
auf dieſem Wege zum Ziele zu gelangen ſei. Red⸗ 
ner richtet insbeſondere an das Centrum die Bitte, 
ſich dem Antrage der Konſervativen anzuſchließen, 
ver aus dem beſtehenden Recht hervorgegangen ſei. 
Es möge ja dieſes zu Unbequemlichkeiten führen, 
und es mögen ja auch in dem Kulturkampfe in 
der Hitze des Gefechtes Mißgriffe vorgekommen 
fein, aber man ſtände ja am Anfang vom Ende 
dieſes Kampfes und da werde man doch eines vor- 
übergehenden Dinges wegen nicht von dem be- 
ſtehenden Rechte abweichen wollen. Den Sreifon- 
ſervativen ruft Redner zu, daß fie in der Land- 
rathsfrage an der Seite der Konſervatisen ſtehen 
müßten, ſonſt würde man ſie künftig nicht für 
konſervativ halten. Bezüglich der Stellung der li— 
beralen Partei zu dieſer Frage beruft ſich Redner 
auf einen Ausſpruch des früheren Abg. Windthorſt 
(Bielefeld) und giebt der Fortſchrittspartei zu be- 
denken, daß, wenn ſie ſich noch ferner von der 
pofitiven Theilnahme an der Geſetzgebung fern 
halten würde, ſie noch weiter zurückgedrängt wer⸗ 


en 9. Februar 1881. 
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den müßte und es eines Tages geſchehen könnte, 
daß noch mehrere dieſer Partei aus dem Hauſe 
verſchwinden. 

Abg. Frhr. v. Huene: Wenn der Vor- 
redner ſo großen Werth auf das beſtehende Recht 
legt, ſo habe er darauf zu erwidern, daß das jetzt 


beſtehende Recht nur ein proviſoriſches Recht jet.’ 


Wenn er weiter ſagt, man könne die Krone nicht 
ſchlechter ſtellen als die Kreistage, ſo ſei das 
eine vollkommene Verdrehung der Situation. Da- 
von könnte man nur ſprechen, wenn ſie gleichem 
Rechte gegenüber ſtänden. Es handele ſich hier 
einfach um die Qualifikation, welche als Bedin- 
gung für die Ernennung des Landraths geſtellt 
werde. Redner erklärt ſich für den Antrag der 
Kommiſſion. 

Abg. Frhr. v. Zedlitz hält es für falſch, 
die Landrathsfrage hier an dieſer Stelle zu regeln, 
da es ſich um eine Frage handele, die ihrer Natur 
nach für die ganze Monarchie einheitlich geregelt 
werden müſſe. 

Abg. Windthorſt hält die gegenwärtige 
Zuſammenſetzung des Hauſes für beſonders geeig— 
net, die Landrathsfrage zum Abſchluß zu bringen. 
Wenn die Regierung ſich dies vergegenwärtige, 
jo werde ſie den Widerſtand, der angekündigt wor⸗ 
den, nicht zu ſcharf pointiren. In dem Antrage 
der Kommiſſion werde nichts weiter verlangt, als 
eine Sanktion derjenigen Anſchauungen, über welche 
Regierung und Landtag früher ſchon einig geweſen 
find, Mit dem Kommiffionsantrage werde das 
bureaukratiſche Prinzip durchbrochen; bei dem Amte 
eines Landraths komme es mehr auf das Examen 
durchs Leben als auf das Staatsexamen und auf 
das Vertrauen an, welches der Landrath im Kreiſe 
beſitzt. Die phyſiſche Gewalt könne wohl erdrücken, 
ſchaffen könne ſie aber nicht; wo das Vertrauen 
fehlt, ſehe es ſchlimm im Lande aus. Redner 
verweiſt auf die weſtlichen Provinzen, wo man die 
Landrathsſtellen in der Kulturkampfsperiode reich- 
lich mit Aſſeſſoren bedacht habe. Auch er 
wünſchte, ſich im Kulturkampfe bereits am An- 
fange des Endes zu befinden; die Haltung, welche 
die Konſervativen in dieſer Frage bis jetzt ſorg— 
fältig bewahrt, berechtige aber zu dieſer Hoffnung 
nicht. 

Minifter des Innern Graf zu Eulen 
burg widerſpricht der Behauptung des Borred- 
ners, als ob die Landräthe in den Weſtprovinzen 
jedes Vertrauens bar ſeien. Aber nichtsdeſtoweni⸗ 
ger ſtehe auch er auf dem Standpunkte, daß es 
wünſchenswerth ſei, der urſprünglichen Entſtehung 
des Landrathsamtes entſprechend, die Landräthe, 
wenn irgend möglich, aus dem Kreiſe ſelbſt zu 
entnehmen. Er ſei bereit, in dieſer Beziehung in 
der Befürwortung bei der Staatsregierung ſo weit 
zu gehen, als es das Staatsintereſſe irgend ge- 


ſtattet. Er wolle ſich deshalb auch nicht der Re- 
gelung der Landrathsfrage an dieſer Stelle wider 


ſetzen, wenn es ihm auch lieber wäre, dieſelbe in 
einem einheitlichen Geſetze für die ganze Monarchie 
zu regeln. Vorausſetzung dafür ſei jedoch, daß 
über die Prinzipien ſchon jetzt eine Vereinigung er- 
zielt werden müſſe. 
lage geſchaffen werden gegenüber dieſem Geſetze, 
die er von ſeinem Standpunkte aus nicht würde 
acceptiren können. Mit dem Vorredner ſei er 
darin einverſtanden, daß jedem vorgeſchriebenen 
Examen das Examen durchs Leben nicht nachſtehe, 
aber er könne doch das Urtheil darüber, ob der 
Betreffende ſich dieſe Qualifikation im Leben er- 


worben, nicht dem Kreistage allein überlaſſen, ſon⸗ 


dern müſſe daſſelbe auch für ſich in Anſpruch neh- 
men. In der Hauptſache jet er der Meinung, 


daß ſowohl im Oſten wie im Weſten eine Qua- 


lifikationserleichterung geſchaffen und gleiche Be- 
dingungen aufgeſtellt werden müſſen. 

Abg. v. Wedell⸗Piesdorff erklärt 
jeine Sympathie für den Antrag v. Meyer, empfiehlt 
jedoch die Annahme des konſervativen Antrages von 
Heydebrand. 

Abg. Dr. Hänel führt aus, daß wegen 


der Entſcheidungen, die der Kreisausſchuß zu geben 


habe, es nothwendig ſei, daß ein juriſtiſch gebil- 
detes Mitglied im Kreisausſchuſſe vorhanden ſei; 
trotzdem glaube ſeine Partei in den Fällen des 
Lebensexamens auch von der juriſtiſchen Vorbil— 


dung abſehen zu können, aber dieſes Lebensexamen 


Sonſt würde eine Zwangs⸗ 


Werth auf den Antrag von Hepdebrand lege, übri⸗ 
gens habe der Miniſter nur gejagt, daß die An- 
nahme der Kommiſſionsvorſchläge das Zuſtande⸗ 
kommen des Geſetzes in Frage ſtellen, nicht daß ſie 
es vereiteln werde. 
ſchläge anzunehmen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulen 
burg: Er glaube mit genügender Beſtimmtheit 
erklärt zu haben, daß die Kommiſſionsvorlage für 
die Regierung unannehmbar ſei. Uebrigens habe 
er nicht die Befähigung der Kreiſe zur Beurthei- 
lung der Lebensqualifikation bezweifelt, jon- 
255 nur, daß die Kreiſe dazu allein im Stande 
eien. 

Abg. von Meyer (Arnswalde): Mit den 
Landräthen, die aus den Aſſeſſoren hervorgehen, 
gehe es wie mit den Bürgermeiſtern, die die Stadt 
eigentlich nur dadurch angehen, daß ſie vom erſten 
Tage ihrer Amtsführung ab wünſchen, von da 
fort zu kommen, um mehr Gehalt zu bekommen. 
Der Großgrundbeſitz ſei die beſte Vorſchule für 
den Landrath, dadurch lerne er etwas von Land- 
wirthſchaft verſtehen, ebenſo wie die Paſtoren, die 
eigenes Land hätten, die beſten Landpaſtoren ſeien. 
Nun habe der Abg. Rickert ſich, den Redner, und 
den Abg. Richter als die Koryphäen altpreußiſcher 
Finanzpolitik hingeſtellt, hoffentlich gingen dieſe 
beiden konſervativen Koryphäen mit ihm heute auch 
auf die anderen altpreußiſchen Traditionen ein. 
Wenn die Linke das nicht bald thue, würde man 
wohl nächſtens dies Kleeblatt im Lande als prä⸗ 
hiſtoriſche altpreußiſche Ueberreſte herumzeigen. 


Geiterkeit.) Redner traut aber dieſen beiden Kon⸗ 


ſervativen nicht recht und will ſich daher lieber an 
das Haus wenden. Wie es nun mit der Dunli- 
fikation ſtände? Der Landrath ſolle Grundbeſitzer 
ſein, ja jener Pole habe auch geglaubt, in ſeinem 
Pommeranzenkopfe Grundbeſitz zu beſitzen. (Hei⸗ 
terkeit.) Alſo müſſe es doch wohl Großgrund- 
beſitz ſein. Dieſer habe auch bei den Bauern 
das größte Vertrauen, denn die Bauern ſeien der 
eigentliche ariſtokratiſche Stand. Von ſolchen 
Großgrundbeſitzkandidaten ſeien in jedem Kreiſe 
zwei bis drei junge Leute vorhanden, die ein ſehr 
werthvolles Material darböten, das man nicht zu- 
rückſtoßen ſolle. Auch die Vorbereitung als Amts- 
vorſteher in einem großen Bezirke ſei vielleicht 
ganz nützlich, obgleich die Geſchäfte des Land- 
raths und Amtsvorſtehers ſehr wenig Gemeinſames 
hätten. Die einzige konkrete Faſſung eines ſolchen 
Paragraphen ſei die von ihm vorgeſchlagene: 
„Der Landrath wird vom Könige ernannt“ (aber 
ohne an eine Qualifikation gebunden zu ſein). 
Die Kreisvertretung iſt jedoch befugt, für die Be⸗ 
etzung des erledigten Landrathsamtes Vorſchläge zu 
machen. ‚ 


— 


) Nach einigen Bemerkungen des Abg. Dir 


richlet begründet der 

Abg. v. Kröcher feinen Antrag. Die 
Präſentationsfähigkeit auf den Großgrundbeſitzer 
zu beſchränken, die Beſtimmung, ein Jahr Groß- 
grundbeſiz oder Wohnſitz im Kreiſe gehabt haben 
zu müſſen, ſei eine ganz unhaltbare; ſo beſitze der 
Redner in einem Nachbarkrriſe / Morgen, auf 
Grund dieſes Beſitzes könne er nun in den Kreis- 
tag gewählt werden und dann auch daraufhin zum 
Landrath Die Aeußerungen des Abg. Windt- 
horſt, der ebenfalls für das Erforderniß des Groß⸗ 
grundbeſitzes im Sinne der Kreisordnung ſich er⸗ 
klärt, haben ihm Veranlaſſung zu ſeinem Antrage 
und Hoffnung auf Annahme deſſelben gegeben. 

Abg. Born erklärt ſich im Intereſſe der 
Kreisſtädte für die Kommiſſions-Vorſchläge. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. 
Dr. v. Heydebrand, v. Meyer Ans 
walde), v. Zedlitz (Mühlhauſen), Bachem, 
Born, Dr. Windthorſt 
ö In der Abſtimmung wird der Antrag von 
Meyer abgelehnt, dafür nur die Konſervativen; 
ebenſo der Antrag von Kröcher, dafür nur die 
Konſervativen und der Abg. Windthorſt. 

Sodann wird auch der Antrag von Heyde- 
brand, für den die Konſervativen und ein Theil 
der Freikonſervativen ſtimmen, abgelehnt und die 
Kommiſſions⸗Vorlage mit allen gegen die Stimmen 
der Freikonſervativen angenommen. 

Nachdem die 8s 97—112a ohne Debatte ge- 


dürfe nur vom Kreiſe, vom Vertrauen der Kreis— nehmigt ſind, beantwortet der Miniſter des Innern 


einwohner abgenommen werden. 


Redner kann nicht Graf zu Eulenburg eine Anfrage Rickert's 


Er bitte die Kommiſſionsvor⸗ 


* 


einſehen, weshalb der Miniſter einen jo hohen zu 8 113 dahin, daß ein Kreistag, der die un. 
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gültigkeit einer Kreistagswahl ausgeſprochen hat, 
nicht befugt ſei, den Gegenkandidaten einzuberufen. 
Auch ſei der Wahlvorſtand nicht befugt, ſeine Ent- 
ſcheidung über die Gültigkeit der Wahl zu ver⸗ 
tagen, das gehe ſchon jetzt aus dem Geſetze her- 
vor und ſei 
nöthig. 

An der Debatte betheiligen ſich die Abgg. 
Rickert, Dr. Petri, Dr. Wehr und Dr. 
Hänel. 

ss 113—116 werden angenommen. 

Als Zuſatz zu $ 118 beantragt der Abg. 
Drawe: Die Zuſammenberufung des Kreistages 
muß innerhalb ſpäteſtens vier Wochen erfolgen, 
ſobald dieſelbe von einem Viertel der Kreistags⸗ 
Abgeordneten oder von dem Kreis ausſchuſſe ver- 
langt wird. 


Der Antragſteller führt aus, daß ſonſt 
1 mit den Nummern 1585282, 278803b, 510268e, 


das Recht der Kreistagsmitglieder auf Einberufung 
eines Kreistages illuſoriſch gemacht werde 


Nachdem der Minifter des Innern Graf zu 1320247, 1388808, entwendet worden. 


Eulenburg und die Abgg. Freiherr v. Min- 


* E 


ten und obwohl bei Haftſachen die möglichfte Be- 


ſchleunigung ſtattfindet, dürfte die Sache doch erſt 
in einigen Wochen zur Verhandlung kommen. 

— Die mündliche Aufforderung zur Begehung 
eines Verbrechens, welche nicht an Gewährung von 


eine geſetzliche Beſtimmung un- Vortheilen irgend welcher Art geknüpft it, it nach 


einem Urtheil des Reichsgerichts II. Strafſenats 
vom 12. November v. I., ſelbſt dann ſtraflos, 
wenn die Aufforderung mit anderen die Aufforde⸗ 
rung bekräftigenden Handlungen, insbeſondere mit 
der Verabreichung der Mittel zur Ausführung des 
Verbrechens verbunden geweſen iſt. 

— Am 4. Dezember 1880 iſt die Perſonen⸗ 
poſt von Löbau nach Dt. Eylau während der 
Fahrt, etwa zwiſchen 3 und 4 Uhr früh, beraubt 
und ein Geldbrief vom Poſtamte in Löbau an 
das Poſtamt in Marienwerder, enthaltend 5 Dop- 
pelkronen und 9 Reichsbanknoten zu 100 Mark 
561998d, 853808d, 1060867b, 12234844, 
Der 
Dieb iſt noch nicht ergriffen, auch find die ge- 


nigerode und der Referent v. Liebermann ſtohlenen Banknoten noch nicht zum Vorſchein ge⸗ 
gegen den Antrag geſprochen, während die Abgg- kommen; es wird dies mit dem Bemerken zur 
Dr. Langerhans, Rickert und Dr. Hä öffentlichen Kenntniß gebracht, daß Seitens der 
nel für denſelben plädiren, wird der Antrag mit Kaiſerlichen Ober⸗Poſtdirektion in Danzig eine 
151 gegen 146 Stimmen abgelehnt und darauf Belohnung von 100 Mark auf die Ermittelung 
der Reſt des Geſetzes angenommen, ebenſo das des Thäters und die Wiederherbeiſchaffung des 


e 


Wahlreglement zur Kreisordnung. 

In der zweiten Berathung des Entwurfs eines 
Geſetzes betreffend die Abänderung von Beſtim⸗ 
mungen der Provinzialordnung für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und 
Sachſen, vom 29. Juni 1875, und die Ergän- 
zung deſſelben, wird die Vorlage der Kommiſſion 
nach unerheblicher Diskuſſion genehmigt. 

Die zur Kreis- und Provinzialordnung ein- 
gegangenen Petitionen werden für erledigt erklärt. 

Hierauf wird die Sitzung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 12 Uhr. 

Tagesordnung: Petitionen, Antrag Zelle we— 
gen Unterbringung verwahrloſter Kinder. 

Schluß 4 Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 9. Februar. Die Affaire Bennigjen- 
Ludwig hat in dieſen Tagen die Geiſter mit gro— 
ßer Lebhaftigkeit in Anſpruch genommen. Wir 
theilen die Aeußernngen einiger Zeitungen mit. 
Die fortſchrittlichen „Berliner Nachrichten“ ſprechen 
ihr Befremden darüber aus, daß Herr von Ben- 
nigſen überhaupt es für erforderlich gehalten habe, 
einen Mann wie Herrn von Ludwig zu fordern. 
Die „Neue Preußiſche Zeitung“ theilt die That— 
ſache in Kürze mit und bezeichnet die Angelegen— 
heit als eine Privat-Angelegenheit der beiden be- 
theiligten Perſonen. Die „Norddeutſche Allge- 
meine Zeitung“ und die „Poſt“ begnügen ſich da— 
mit, an der Hand unſerer Mittheilungen oder des 
Protokolls der Zeugen die Thatſachen klar zu ftel- 
len. Die „Germania“ beklagt das Verhalten des 
Herrn von Ludwig, der als Katholik verpflichtet 
geweſen ſei, jeden Zweikampf abzulehnen, weigert 
ſich aber, dem Herrn von Bennigſen ein Ber- 
trauensvotum zu ertheilen. 

In den Kreiſen der Abgeordneten wird das 
Verhalten des Herrn von Bennigſen einſtimmig als 
ein völlig korrektes bezeichnet. Herr von Ludwig 
hatte in ſeinem Artikel die verſchiedenſten Dinge 
mit einander verquickt: thatſächliche Behauptungen, 
die im Falle ihrer Wahrheit gravirend, aber völlig 
unwahr waren, beleidigende Urtheile über die ge— 
ſchäftlichen Manipulationen des Herrn von Ben- 
nigſen, abſprechende Aeußerungen über deſſen poli- 
tiſche Richtung. Die Zumuthung, Herr von Ben- 
nigſen ſolle über alle dieſe Dinge dem Herrn von 
Ludwig eine andere Meinung beibringen, um für 
ſatisfaktionsfähig zu gelten, war völlig undiskutir- 
bar. Herr von Ludwig hätte Aufklärungen über 
beſtimmte, genau präziſirte Thatſachen fordern kön⸗ 
nen, und dieſer Forderung wäre ſicher entſprochen 
worden. 

Einen Mann wie Herrn von Bennigſen, der 
an der Spitze einer großen Partei ſteht, einer der 
angeſehenſten und populärſten unter den Führern 
der Nation, einen Abgeordneten, der wiederholt 


Geldes ausgeſetzt worden iſt. 

— Unſere Mahnungen wegen der großen 
Feuergefährlichkeit des Gentzenſohn'ſchen Petroleum⸗ 
hofes an der Parnitz in früheren Nummern un- 
ſerer Blätter haben an maßgebender Stelle nicht 
diejenige Beachtung gefunden, welche im Intereſſe 
der Sicherheit der ev. in Mitleidenſchaft gezogenen 
Bürger uns erwünſcht geweſen wäre. Zu unſerem 
großen Befremden erfahren wir jetzt von kundiger 
Seite, daß zu dem von Herrn G. beabſichtigten 
Neubau des Bollwerks vorlängs des Petroleum 
hofes, der allerdings im Intereſſe der Sicherheit 
geboten erſcheint, eine Dampframme zum Ein- 
treiben der Pfähle benutzt werden ſoll. Wenn 
dieſe Nachricht ſich als wahr herausſtellen ſollte — 
woran wir allerdings noch einige Zweifel hegen — 
ſo möchten wir es doch für unſere Pflicht halten, 
auf die großen Gefahren hinzuweiſen, welche die 
Anwendung der Dampfmaſchine in der Nähe eines 
Gefahr drohenden, einem Vulkan gleichen Heerdes 
doch nur allzu leicht nach ſich ziehen könnte. Auf 
dem Hofe ſelbſt darf nicht geraucht werden, weil 
es feuergefährlich iſt. Die am Bollwerk liegenden 
Schiffe dürfen nicht kochen oder Licht brennen ꝛc. 
Und nun ſollte es geſtattet ſein, einen funken⸗ 
ſprühenden Dampfkeſſel in unmittelbarer Nähe 
dieſes zur Zeit noch über 50000 Faß Petroleum 
beherbergenden Hofes aufzuſtellen? Wie geſagt, 
wir glauben ein Recht zu haben, noch daran zu 
zweifeln und hoffen, daß ſich der betr. Antrag 
noch in der Schwebe befindet. Dann freilich 
haben wir noch Gelegenheit, den entſcheidenden 
Behörden wiederholt zuzurufen: Videant consules 
ne quid detrimenti copiat res publica. 

— In der Nacht vom 6. zum 7. d. Mts. 
wurde die Kirchenſtraße 16 belegene Wohnung des 
Handelsmannes Birnberg mittelſt Nachſchlüſſel 
geöffnet und außer verſchiedenen Wäſcheſtücken 
eine goldene Damenuhr mit kurzer geflochtener 
Kette, 2 goldene Ringe, wovon der eine mit 
weißem, der andere ohne Stein, ein goldener Uhr- 
haken und eine goldene Buſennadel mit abge- 
brochener Schraube geſtohlen. Die Gegenſtände, 
welche einen Geſammtwerth von ca. 186 Mark 
repräſentiren, waren in einem Spinde aufbewahrt, 
welches gleichfalls mittelſt Nachſchlüſſels geöffnet 
worden iſt. In demſelben Spind lag auch ein 
größerer Poſten ſilberne Löffel, welche von den 
Dieben unberührt gelaſſen wurden. Die ganzen 
Umſtände laſſen darauf ſchließen, daß der Diebſtahl 
von Perſonen ausgeführt iſt, welche mit den Lo⸗ 
kalitäten genau bekannt waren; — ferner wurden 
dem Eigenthümer Riemann, Bellevueſtraße 4, in der 
Nacht vom 7./8. d. Mts. aus unverſchloſſenem 
Stalle 8 Hühner im Werthe von 16 Mark ge⸗ 
ſtohlen. 

— Eine junge Dame wollte, wie man aus 
Berlin ſchreibt, zu ihren übrigen körperlichen Vor- 


zum Präſidenten des Hauſes gewählt, der von ſei-] zügen auch zierliche ſchmale Füßchen haben und 
ner Heimathsprovinz mit den höchſten Ehren be- [trug deshalb äußerſt enge Stiefelchen. Seit einem 
kleidet, der in den höchſten Kreiſen der Geſellſchaft] Vierteljahre entzündeten fi in Folge deſſen die ge⸗ 
mit allen Auszeichnungen aufgenommen worden, waltſam zuſammengepreßten Zehen und namentlich 
außerhalb des Wirkungskreiſes das Ehrenkodex zeigte ſich unter dem Nagel der großen Zehe wu⸗ 
ſtellen zu wollen, war ein verzweifeltes Unterneh- | Herndes Fleiſch, welches der befragte Arzt bald als 
men, deſſen Wirkungen auf den zurückprallen muß⸗ | ein Auferes Zeichen des Knochenfraßes erkannte, 
ten, der ſich deſſen unterfing. In der Stunde, die deſſen gefährliches Weiterſchreiten nur durch Ablö⸗ 
verfloß zwiſchen der Erklärung, durch welche Herr ſung des Knochens und der Zehe anfgehalten wer- 
von Ludwig Satisfaktion verweigerte, und derjeni-|den könne. Vor drei Tagen wurde die Operation 
gen, in welcher er ſich bereit erklärte, Satisfaktion vollzogen, indem das krankhafte Knochenſtück glatt 
zu geben, wird demſelben klar geworden ſein, daß abgeſtemmt wurde. Die Dame wird hoffentlich in 
er gegen die Anſicht der Kreiſe, in welchem er auff drei Wochen wiederhergeſtellt ſein, muß aber ſelbſt⸗ 
Beifall rechnete, verſtoßen hatte. Durch die Er- verſtändlich fortan weite und bequeme Stiefel 
klärung, ohne Vorbehalt demjenigen Satisfaktion tragen. Mögen ſich andere daran ein Beiſpiel 
geben zu wollen, dem er kurz vorher die Dualitä- | nehmen. 
ten eines Gentleman abgeſprochen hatte, hatte Herr — In der Zeit vom 30. Jan. bis 5. Febr. 
von Ludwig eine Unſicherheit an den Tag gelegt, ſind hierſelbſt 19 männliche, 25 weibliche, in 
die es Herrn von Bennigſen geradezu unmöglich Summa 43 Perſonen als verſtorben gemeldet, dar⸗ 
machte, ſich weiter mit ihm einzulaſſen. Der Ehr- unter 15 Kinder unter 5 und 13 Perſonen über 
begriff, wie er in dem Kodex des Duellweſens 50 Jahre. 
ſich entwickelt hat, giebt dem Verhalten des Herrn + Aruswalde, 6. Februar. Daß unter de 
von Bennigſen in gleicher Weiſe Recht. Landbevölkerung auch jetzt noch immer der Aberglaube 
(Nat.-⸗Ztg.) herrſcht, ergiebt ſich aus der nachfolgenden wahr- 
heitsgetreuen Erzählung: Die etwa 13 Jahre alte 
Tochter des Schmiedemeiſters Kettner zu Reichen⸗ 
bach litt ſeit langen Jahren an Epilepſie, und wa⸗ 
— Die „Neue Stett. Ztg.“ theilt heute mit, ren alle bisher angewandten ärztlichen und Haus⸗ 
daß die Aburtheilung des Chineſen Tchent be- mittel ohne Erfolg geblieben. Die Kettner'ſchen 
reits am 12 d. M. vom hieſigen Landgericht er- Eheleute, welche mit der Arbeiterin Schwarz, geb. 
folgen würde. Dies iſt irrig. Tchent hat erſt Blankenburg, aus Arnswalde bekannt geworden, 
vor einigen Tagen die Anklage eingehändigt erhal- erhielten von der Letzteren eines Tages die Nach 


Provinzielles. 
Stettin, 9. Februar. 


da dieſe von den Nachbarsleuten des Kettner, dem 
Schulzen Chriſtian Korth und dem Bauerhofsbe⸗ 
ſitzer Michael Friedrich Schulz, behext worden wäre, 
denn Beide ſtänden mit dem Teufel im Bunde 
und hätten dem Kinde die Epilepſie angethan; ſie 
müßte den Bann brechen und dann würden der 
Korth und Schulz dieſe Krankheit auch wieder 


ſelbſt zurücknehmen. Sie gab dem Kinde auch hier- 
auf einige Tropfen ein und veranlaßte dieſelbe, 
einen Zettel auf der Bruſt zu tragen, mit dem Hin- 
zufügen, dadurch könne nur der Bann gebrochen 
werden. Sei es nun durch Zufall, oder mögen 
die Tropfen dem Kinde gute Dienſte geleiſtet ha⸗ 
ben, kurz,. die Krampfanfälle blieben nach kurzer 
Zeit zurück. Die Kettner'ſchen Eheleute, welche in 
Folge dieſer plötzlichen Geneſung ihres Kindes, 
den Worten der ꝛc. Schwarz unbedingten Glauben 
beilegten, unterließen nun auch nicht, öffentlich aus⸗ 
zuſprengen, daß Korth und Schulz ihre Tochter 
behext hätten u. ſ. w. Die Kettner'ſchen und auch 
andere Schulkinder warfen den Korth- und Schulz⸗ 
ſchen Kindern ſelbſt in der Schule vor, ſie ſtänden 
mit dem Teufel im Bunde, verkehrten mit einander 
nicht mehr und die Frau Kettner ſelbſt entblödete 
ſich nicht, der Frau Schulz öffentlich vorzuwerfen, 
welche ſchlechten Streiche ſie mit ihren Kindern 
vorgenommen, daß jetzt aber der Sauber gelöft jet, 
denn ſogar ihre Tochter habe während 3 Nächten 
eine Viſien gehabt und ein guter Engel habe ihr 
die Krankheit abgenommen und einen Zettel in die 
Hand gedrückt, daß nun der böſe Geiſt gebannt 
ſei. Auf dieſem Zettel, der auch vorhanden und 
uns vorliegt, ſtehen die Worte: „Meine Tochter, 
wir wollen den böſen Geiſt nun wieder von Dir 
nehmen, wenn Du nun fleißig zur Schule und 
zum Konfirmanden⸗Unterricht gehſt, dann ſollſt Du 
ganz geſund werden.“ Alle dieſe Auslaſſungen 
haben nun zu einem öffentlichen Skandal geführt, 
ſo daß ſich Korth und Schulz veranlaßt ſahen, die 
Kettner'ſchen Eheleute vor den Schiedsmann zu 
fordern. Hier haben die Letzteren ihre Behaup⸗ 
tungen, unter Berufung auf das Zeugniß der 
Schwarz, aufrecht erhalten, und als die Schwarz 
nunmehr auch zum Schiedsmann beordert und ſie 
über ihre Auslaſſungen befragt wurde, erklärte ſie 
dem Schiedsmann ganz frech, ſie könnte und würde 
es bezeugen, daß Korth und Schulz mit dem Teu- 
fel ein Bündniß hätten sc. und daß fie dem Kinde 
dies angethan. Das Schiedsmanns⸗Atteſt liegt 
uns ſelbſt noch vor und wird die Sache, die übri⸗ 
gen in dem Dorfe und deſſen Umgegend die größte 
Senſation erregt, nunmehr der königlichen Staats- 
anwaltſchaft zur Beſtrafung überreicht werden. 

$ Zempelburg, 5. Februar. Auf der Fahrt 
von Konitz hierher wurde geſtern der hieſigen Apo- 
thekerfrau Hiller eine Kiſte geſtohlen, worin ſich 
ein ſehr theurer Damenpelz, verſchiedene Goldſachen 
und Wäſche befanden. Es gelang den Dieben, 
unbemerkt jene Kiſte, welche an dem hinteren Theile 
der Chaiſe feſtgebunden war, in der Abendſtunde 
abzuſchneiden und den Raub in Sicherheit zu 
bringen. 


Vermiſchtes. 

— Ein draſtiſches Mittel, ſeine Gläubiger 
los zu werden.) Das „Wiener Fremden- Blatt“ 
erzählt folgende Mähr, deren Wahrheit es verbür- 
gen zu können glaubt: Ein von den Manichäern 
arg geplagter Mann erſfann ſich unlängſt folgen- 
ges draſtiſche Mittel, um ſich vor ſeinen Peinigern 
Ruhe zu verſchaffen. Er ſchrieb allen ſeinen Gläu⸗ 
bigern, ſich an einem beſtimmten Tage und zu be- 
ſtimmter Stunde in ſeiner Wohnung einzufinden. 
Die Gläubiger hatten nichts Eiligeres zu thun, 
als dieſer Aufforderung Folge zu leiſten; fie fan- 
den ihr Opfer vor einem Tiſche ſitzen, auf welchem 
ein Strick und ein ſcharfgeſchliffenes großes Meſſer 
lag. „Meine Herren,“ ſo hub der Mann an, 


„ich habe kein Geld, ich kann nicht zahlen.“ — 


„Wai geſchrien, er zohlt nix!“ tönte es im Chor 
der Manichärr. — „Ich kann jetzt nicht zahlen,“ 
jo fuhr er fort. „Ihr müßt warten, bis ich wie- 
der zu Geld komme. Ihr konnt machen, was Ihr 
wollt, Ihr müßt warten, wer aber nicht warten 
will und mich zum Aeußerſten treiben will“ — 
dabel griff er nach dem Strick und dem Meſſer — 
„Wai geſchrien, er bringt ſich um,“ heulte wieder 
die Bande im Chor, doch der Mann fuhr im ge- 
laſſenen Tone fort: „Alſo Die, die nicht warten 
und Geduld haben wollen, die können wählen; 
hier iſt ein Strick, wer ſich aufhängen will, kann 
ſich aufhängen, und hier iſt ein Meſſer, wer ſich 
den Hals abſchneiden will, kann ſich den Hals ab⸗ 
ſchneiden, guten Morgen, meine Herren!“ Die 
Herren Gläubiger mochten nach dieſen Worten 
wohl zu der Ueberzeugung gelangt ſein, daß von 
dem Manne momentan Nichts herauszubekommen 
ſei und entfernten ſich, ohne von der freundlichen 
Erlaubniß ihres Schuldners Gebrauch gemacht zu 
haben. 

— Wozu ſich doch manche Menſchen Aerzte 
halten! Ein junger Arzt, welcher In gewiſſen 
Kreiſen anfängt, „in die Mode“ zu kommen, ein 
liebenswürdiger Geſellſchafter, der über alle Tages; 
fragen beſſer orientirt iſt, als irgend eine Zeitung, 
hat das Glück, die junge Wittwe eines Geſandten 
zu ſeinen Patienten zu zählen, d. h. er findet ſich 
zwei- bis dreimal wöchentlich im Hauſe der Dame 
ein, verplaudert ein halbes Stündchen und ſetzt ſeine 
Beſuche — auf die Rechnung der Dame. So 
geht es regelmäßig und ohne Störung ſeit einigen 
Monaten. Vor einigen Tagen jedoch wurde er 


. ö E STR U 
einer für ſehr eitel und kokett bekannten jungen 
Dame. „Unbegreiflich, daß fie ſich nicht erſchoſſen 
oder vergiftet hat,“ ſagte eine Dame der Gejell- 
ſchaft; „wie kann man ſich nur aufhängen, um 


dann gefunden zu werden mit einem blauen Ge⸗ 


ſichte!“ ... „Eben darum,“ erwiderte ein Herr, 
„Ste het wohl gewußt, daß ihr blau immer gut 
ſtand! 


Telegraphiſche Depeſchen. 


Straßburg i. E., 8. Februar. Zu der Er⸗ 
gänzungswahl zum Bezirkstage im Kanton Bru- 
math, bei welcher der Kandidat der vereinigten kle⸗ 
rikalen und Proteft-Partei gewählt worden iſt, be- 
merkt die „Elſaß-Lothringiſche Zeitung“, daß dieſe 
Wahl an ſich eine politiſche Bedeutung nicht habe, 
ſondern nur durch die voraufgegangene Agitation. 
Die „Elſaß⸗Lothringiſche Zeitung“ bemerkt dann 
weiter: „Mit Bedauern haben wir einen nam- 
haften Theil der katholiſchen Geiſtlichkeit eine mit 
ihrem Amte des Friedens und der Verſöhnung 
ſchwer vereinbare Agitation betreiben ſehen. Eine 
derartige Einmiſchung der Diener der Kirche in 
die rein weltlichen Angelegenheiten des Landes 
entſpricht nicht den Intereſſen dieſes letzteren, 
ebenſo wie wir bezweifeln müſſen, daß der Gegen- 
ſatz, in welchen ein Theil des katholiſchen Klerus 
ſich offen zn der Friedens- und Verſöhnungspolitik 
des Statthalters geſtellt hat, den Intereſſen der 
katholiſchen Kirche in Elſaß-Lothringen zu ent- 
ſprechen vermag.“ 

Wien, 8. Februar. Der engliſche Bot⸗ 
ſchafter bei der Pforte, Göſchen, ſandte nach der 
Konferenz mit dem Miniſter des Auswärtigen, 
Baron von Haymerle, mehrere Depeſchen ab und 
reiſte Abends um 6 Uhr über Trieſt nach Konſtan⸗ 
tinopel weiter. 


Brüſſel, 8. Februar. In der Kammer kam 
heut der klerikale Deputirte für Antwerpen, Ja⸗ 
cobs, auf die Affaire, betreffend den Bürgermeiſter 
von Brüſſel, zurück. Juſtizminiſter Bara knüpfte 
ſeine Antwort an das obſiegende Erkenntniß an, 
welches er gegen Jacobs, als dieſer noch Miniſter 
war, in ſeinem Preßprozeſſe erſtritten hatte und 
ſagte dem Abgeordneten: „Sprechen Sie nicht von 
dem Bürgermeifter, man könnte Ihnen ſonſt ent⸗ 
gegnen, daß Sie aus Ihrem eigenen Namen Ka- 
pital ſchlagen wollen!“ „Das iſt eine unwürdige 
Verleumdung!“ ſchrie der Deputirte Jacobs. Die 
Rechte ließ ſtürmiſche Ordnungsrufe ertönen. Dem 
Präſidenten gelang es mit Mühe, die Ruhe wie⸗ 
derherzuſtellen. Am Ende der Sitzung kam es zu 
neuen Auseinanderſetzungen, wobei der Juſtizminiſter 
Bara ſeine Aeußerungen aufrecht erhielt und ſich 
bereit erklärte, das betreffende Urtheil zur Verle⸗ 
ſung bringen zu wollen. 

Paris, 8. Februar. Deputirtenkammer. Bei 
der fortgeſetzten Berathung des Eheſcheidungs geſetzes 
erklärte der Juſtizminiſter, er halte es für noth⸗ 
wendig, den Anhängern der Eheſcheidung einige 
Zugeſtändniſſe zu machen. 
ſeien bei den Debatten ausgeſchloſſen, da Frank⸗ 
reich keine Staatsreligion habe. Die Lage der 
Kinder ſei ebenſo beklagenswerth bei der Eheſchei⸗ 
dung, wie bei der körperlichen Trennung der Ehe- 
gatten. In Frankreich verknüpfe man mit dem 
Eheſtande den Begriff der Unauflösbarkeit. Die 
Eheſcheidung ſei in Frankreich niemals populär ge- 
weſen und würde die Keime zu einer Cittenver- 
derbtheit legen. — Der Juſtizminiſter erklärte zum 
Schluß, er habe nur ſeine perſönlichen Anſichten 
auseinandergeſetzt und wolle die Kammer keines- 
wegs beeinfluſſen. 

Im weiteren Verlaufe der Sitzung wurde 

der Antrag auf Wiedereinführung der Eheſchei⸗ 
dung, welcher von der Kommiſſion befürwor⸗ 
tet worden war, mit 216 gegen 225 Stimmen ab- 
gelehnt. 
Paris, 8. Februar. Nachdem die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika den Vorſchlag wegen 
einer internationalen Münzkonferenz in Paris auf 
der Baſis der Doppelwährung von Geld und 
Silber angenommen haben, wird Frankreich nun⸗ 
mehr Einladungen zur Theilnahme an der Konfe⸗ 
renz an die übrigen Mächte ergehen laſſen. Es iſt 
indeſſen noch ungewiß, ob dieſe Einladungen von 
Frankreich allein oder in Verbindung mit den Ver- 
einigten Staaten ausgehen werden. 

London, 8. Februar. Unterhaus. Unter⸗ 
ſtaatsſekretär Dilke erwiderte auf eine Anfrage 
Bourke's, die früheren Inſtruktionen des Botſchaf⸗ 
ters Göſchen feien von Zeit zu Zeit je nach den 
verſchiedenen Phaſen der Frage verändert und er⸗ 
gänzt worden. Die Anſſchten der Regierung über 
den gegenwärtigen Stand der Dinge kenne Gö- 
fen aus den mündlichen Mittheilungen Gran⸗ 
ville's. Das Haus ſeßzte hierauf die zweite Le⸗ 
fung der iriſchen Zwangsbill fort. 

Madrid, 8. Februar. Die Weigerung des 
Königs, den Geſetzentwurf betreffend die Konver⸗ 
tirung der amortiſirbaren Schuld zu unterzeichnen, 
erfolgte mit der Erklarung, daß es behufs einer 
erfolgreichen Durchführung dleſer Operation und 
derjenigen, welche darauf folgen würde, die Macht- 
befugniſſe bis zur Beendigung der Operationen in 
ein und derſelben Hand bleiben mußten. Dies 
würde die Unabſetzbarkeit des Miniſteriums auf 
ca. 18 Monate ſelbſt gegen den Willen des Kö- 
nigs und der Kammer involviren. — Sagaſta it 
zur Bildung eines neuen Kabinets berufen. 

Athen, 8. Februar. Der Kriegsminiſter 
theilte in det Deputirtenkammer ein Dekret des 


nicht vorgelaſſen, das Stubenmädchen, welches ihn Königs mit, durch welches die Mannſchaſten 


empfing, ſagte: 

aber ſie fühle ſich heute ſehr — unwohl! 
— (Der Gipfel der Eitelkeit.) 

Pariſer Geſellſchaft beſprach man den Selbſtmord 


In einer gänge wird die bewaffnete Macht auf 113,993 


Die gnädige Frau bedaure — der Nationalgarde im Alter von 31 bis 40 Jah- 


ren einberufen werden. Durch dieſe 10 Jahr- 


Mann erhöht. 


Religiöſe Erwägungen 
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